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§ 1 Rechtsvorschriften 

1. Einführung 
Im Zuwendungsrecht gibt es eine Vielzahl an Rechtsvorschriften 
und Regelungen, was dazu führt, dass es sich dem Neuling zu-
nächst als sehr unüberschaubar darstellt. Dies hat seinen Grund 
vor allem darin, dass aufgrund der zum Teil sehr vielschichtigen 
und unterschiedlichen Bereiche, in denen Zuwendungen ge-
währt werden, jeweils ergänzende oder von den grundsätzlichen 
Regelungen abweichende Vorgaben Anwendung finden. Nach-
folgend werden daher die grundsätzlichen und einige öfter vor-
kommende Vorschriften behandelt. 

 
Diese in der Praxis häufig anzutreffenden Vorschriften sind z. B.: 

 
 
 
 
  
     
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 1 - Vielzahl an Vorschriften bei Zuwendungen 

Für ein besseres Verständnis des Zuwendungsrechts ist es da-
her von Vorteil, sich zunächst die wichtigsten Grundlagen und 
Regelungen  

1. zu erschließen,  

2. zu systematisieren und  

3. nach ihrer jeweiligen Herkunft und Hierarchie zu ordnen.  

LHO 
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Mir kommt es mit diesem Buch aber auch vor allem darauf an, 
dass Sie nicht nur die wichtigsten Regelungen des Zuwendungs-
rechts lernen, sondern insgesamt auch erfahren, wie Sie in der 
Praxis auftauchende Fragen beantworten und wo Sie nach-
schauen können. Denn wie heißt es doch so schön: 
  

 Man muss nicht alles wissen, 
 man muss nur wissen, wo es 
steht 

 
 
Denn egal wie oft Sie dieses Buch lesen oder sich anhand an-
derer Literatur mit dem Zuwendungsrecht beschäftigen werden, 
wird es nie möglich sein, alle Ihre Fragen und Details des Zu-
wendungsrechts abschließend in einem Buch zu erfassen oder 
in einem Seminar zu behandeln. Das Hauptziel bei der Einarbei-
tung im Zuwendungsrecht muss daher sein, dass Sie neben der 
Kenntnis und dem Verständnis der wichtigsten Regelungen auch 
in der Lage sind, zu wissen, wo man nachschauen kann.  
 
Was die wichtigsten Regelungen angeht, werde ich diese Ihnen 
in diesem Buch im weiteren Verlauf vorstellen und anhand von 
verschiedenen Beispielen eingehend erläutern. 
 
Einen wichtigen Hinweis möchte ich an dieser Stelle aber noch 
für die Handhabung geben. Wie man vielleicht schon erahnen 
kann, behandelt dieses Buch vor allem die Perspektive der Stel-
len und Personen, welche Zuwendungen bewilligen, auszahlen 
und/oder prüfen werden. Dies bedeutet aber nicht, dass dieses 
Buch nicht auch für Interessierte geeignet ist, welche Zuwen-
dungsempfangende sind. Denn gerade auf der Seite der Zuwen-
dungsempfangenden halte ich es für wichtig zu wissen, anhand 
welcher Vorgaben und Kriterien die bewilligende Seite handelt. 
Dies kann oft dazu beitragen, Entscheidungen oder Handlungen 
besser zu verstehen und den Hintergrund einzuordnen, was wie-
derum auf der Seite der Zuwendungsempfangenden genutzt 
werden kann, um die benötigten Informationen zielgerecht zu 
geben und vor allem eigene Argumente zielführend und punkt-
genau vorzutragen. 
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Zunächst schauen wir also mal auf das „System-Zuwendungs-
recht“ und beginnen damit die in der Wolke angegebenen Vor-
schriften/Begriffe systematisch einzuordnen. 

2. Das System des Zuwendungsrechts 
Als Erstes lassen Sie uns die Vorschriften in nationale und euro-
päische Vorschriften unterteilen. Wir beginnen mit den nationa-
len. 

2.1 Die Herkunft des Zuwendungsrechts 
Als Einstieg schauen wir zunächst darauf, woher das Zuwen-
dungsrecht eigentlich kommt.  
 
Das Zuwendungsrecht ist Teil des öffentlichen Haushaltsrechts, 
weshalb sich seine rechtlichen Grundlagen in weiten Teilen auch 
aus diesem Rechtsgebiet herleiten.  
 
Seine Quelle hat das öffentliche Haushaltsrecht wiederum aus 
dem 10. Abschnitt des Grundgesetzes, welcher mit der Über-
schrift „Das Finanzwesen“ betitelt ist. In den dortigen Artikeln 
104a bis 115 wird das Finanzwesen in der Bundesrepublik 
Deutschland von seinen verfassungsrechtlichen Grundlagen her 
festgelegt.  
 
Dabei werden beginnend mit Art. 104a bis Art. 109 das Finanz-
verfassungsrecht und in den Artikeln 110 bis 115 das Haus-
haltsverfassungsrecht behandelt. 
 
Im 10. Abschnitt wird also bestimmt, wie der Bund und die Län-
der im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland ihr Fi-
nanzwesen organisieren können und sollen und in welchem 
Maße dafür gesetzliche Regelungen zu beschließen sind bzw. 
beschlossen werden können.  
 
Nach Art. 109 Abs. 1 GG sind dabei der Bund und die Länder 
voneinander unabhängig und selbstständig, was bedeutet, dass 
jeder für sich seine Regelungen so treffen könnte, wie er es für 
richtig und zweckmäßig erachtet. 
So sehr diese Freiheit und Möglichkeit der Individualität die 
Chance eröffnet, die Vorschriften auf die jeweiligen 
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Gegebenheiten der einzelnen Bundesländer bzw. des Bundes 
abzustimmen, wurde im Grundgesetz aber auch die Notwendig-
keit erkannt, ein gewisses Maß an Einheitlichkeit festzulegen. 
  
Aufgrund der intensiven Finanzverflechtungen zwischen dem 
Bund und den Ländern besteht nämlich die Notwendigkeit, dass 
diese ihre haushaltsrechtlichen Vorschriften miteinander in den 
Grundzügen abstimmen, um so eine möglichst hohe Kompatibi-
lität zum Nutzen aller Beteiligten zu erreichen.  
 
Folglich wurde in Art. 109 Abs. 4 festgeschrieben, dass durch 
Bundesgesetz, welches der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, Bund und Länder gemeinsam geltende Grundsätze des 
Haushaltsrechts festlegen können. 
 
Dies ist mit dem Gesetz über die Grundsätze des Haushalts-
rechts des Bundes und der Länder vom 19. August 19691 das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Oktober 2025 ge-
ändert worden ist2 (Haushaltsgrundsätzegesetz – HGrG) dann 
auch geschehen. Nach § 1 Satz 2 HGrG sind der Bund und die 
Länder demnach verpflichtet, ihr Haushaltsrecht nach den 
Grundsätzen des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu regeln. 
Diese Regelungen finden sich für den Bund in der Bundeshaus-
haltsordnung bzw. für die Länder in den Landeshaushaltsord-
nungen, welche inhaltlich in weiten Teilen aufgrund v.g. Bestim-
mungen deckungsgleich sind.  
 
Gerade der Bereich der Zuwendungen ist dabei ein Paradebei-
spiel für die Notwendigkeit der Angleichung und Abstimmung 
haushaltsrechtlicher Vorschriften von Bund und Ländern, da in 
diesem Bereich oft Bund und Länder übergreifend zusammen-
wirken. 
 
Grundsätzlich legt § 14 HGrG daher für Zuwendungen fest: 
 

(HGrG) §14 Zuwendungen 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistun-
gen an Stellen außerhalb der Verwaltung des Bundes oder 
des Landes zur Erfüllung bestimmter Zwecke  

1 BGBl. I S. 1273 
2 BGBl. 2025 I Nr. 247 
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(Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn der 
Bund oder das Land an der Erfüllung durch solche Stellen 
ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen 
nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden 
kann. 

 
Entsprechend der Angleichungswirkung des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes haben diese Vorgaben ihren nahezu wortgleichen 
Einzug in § 23 der Landeshaushaltsordnung Baden-Württem-
berg gehalten. 

§ 23 LHO – Zuwendungen 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen 
an Stellen außerhalb der Landesverwaltung zur Erfüllung be-
stimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt 
werden, wenn das Land an der Erfüllung durch solche Stel-
len ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendun-
gen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt wer-
den kann.                  

   
Abb. 2 – Ableitung Haushaltsrecht und Zuwendung aus Grundgesetz 
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2.2 Die landesverfassungsrechtliche Ebene 
Neben dem Grundgesetz ist für das Landeshaushaltsrecht aber 
auch die Landesverfassung von Bedeutung. Die Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg regelt das Finanzwesen in ihrem 
Abschnitt VII, den Art. 79 bis 84. 
 
Einen eigenen Zuwendungsartikel enthält die Landesverfassung 
allerdings nicht. Die für das Zuwendungsrecht bedeutsamen 
Grundentscheidungen ergeben sich deshalb aus der allgemei-
nen Haushaltsordnung (vor allem §§23 und 44). Allerdings sind 
auch in der Landesverfassung grundlegende Regelungen zu fin-
den, die für das Zuwendungsrecht Bedeutung haben: 
 
Artikel Regelungsgehalt 
Art. 79 
Abs. 3 

Bepackungsverbot; in das Haushaltsgesetz dürfen nur Vorschriften 
aufgenommen werden, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben 
des Landes und auf den Geltungszeitraum beziehen 

Art. 81 Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung 
des Finanzministers; nur bei unvorhergesehenem und unabweis-
barem Bedürfnis 

Art. 83 Jährliche Rechnungslegung durch den Finanzminister; Prüfung 
durch den Rechnungshof, dessen Mitglieder die gleiche Unabhän-
gigkeit besitzen wie Richter 

 
Für die zuwendungsrechtliche Praxis sind die v.g. Artikel wie 
folgt unmittelbar spürbar: 
 

- Art. 83 Abs. 2:  
Hier ist die verfassungsrechtliche Grundlage der Prü-
fungsrechte des Rechnungshofs, welche später in den 
Nebenbestimmungen wiederkehren.  

 
- Art. 81: Dieser wird immer dann relevant, sofern im lau-

fenden Haushaltsjahr eine Zuwendung bewilligt werden 
soll, für die keine ausreichenden Mittel veranschlagt 
sind. 

 
Weiterhin spielt auch der Art. 79 Abs.3 eine Rolle, wenn auch 
nicht allein im zuwendungsrechtlichen Zusammenhang. Art. 79 
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Abs.3 der Landesverfassung regelt ganz allgemein das sog. 
„Bepackungsverbot“.  
Nach hier vertretener Auffassung verdient dieses Bepackungs-
verbot des Art. 79 Abs. 3 der Landesverfassung im Zuwen-
dungsrecht mehr Aufmerksamkeit, als ihm gemeinhin zuteilwird.  
 
Das Verbot begrenzt den zulässigen Inhalt des Haushaltsgeset-
zes auf Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben 
des Landes und auf den Geltungszeitraum beziehen.  
 
Zuwendungsrechtliche Verfahrensregelungen von genereller 
Reichweite lassen sich darunter nur schwer fassen. Es liegt da-
her nahe, hierin einen Grund dafür zu sehen, dass das Haus-
haltsgesetz des Landes keine zuwendungsrechtlichen Regelun-
gen trifft und die Materie vollständig der Landeshaushaltsord-
nung und den zu ihr ergangenen Verwaltungsvorschriften über-
lassen bleibt. 
 
Zwingend ist dieser Schluss allerdings nicht. Ein wortgleiches 
Bepackungsverbot enthält z.B. auch Art. 110 Abs. 4 GG für den 
Bundeshaushalt, und die Haushaltsgesetzgebung geht mit die-
ser Schranke seit jeher unterschiedlich streng um. Haushaltsge-
setze enthalten vielerorts Bestimmungen, deren Bezug zu Ein-
nahmen und Ausgaben des jeweiligen Haushaltsjahres eher mit-
telbar ist.  
 
Das Bepackungsverbot ist also weniger eine harte Grenze als 
eine Frage der Verfassungspraxis. Für die Auslegung bedeutet 
dies: Die Zurückhaltung des Landesgesetzgebers lässt sich mit 
dem Bepackungsverbot gut begründen, sie ist von ihm aber nicht 
erzwungen. 

HINWEIS: Für die tägliche Arbeit hat dieser Befund eine sehr prak-
tische Folge. Bei der Prüfung der einschlägigen Rechtsgrundlagen 
ist das jährliche Haushaltsgesetz nicht zusätzlich auf zuwendungs-
rechtliche Sondervorgaben durchzusehen. Maßgeblich sind die 
Landeshaushaltsordnung, die Verwaltungsvorschriften und ggf. die 
Verwaltungsvorschrift für den jeweiligen Zuwendungsbereich. 



8 § 1 Rechtsvorschriften  

 

2.3 Die Veranschlagung nach § 23 LHO 
Voran haben wir §23 der LHO als Grundlage für Zuwendungen 
identifiziert und seine Herkunft abgeleitet. Nun wollen wir 
schauen, was §23 ganz konkret regelt. 
 
Wie aus dem Wortlaut des § 23 LHO erkennbar ist, stellt der Ge-
setzgeber zunächst Bedingungen auf, die erfüllt sein müssen, 
damit überhaupt Geld für Zuwendungen in den Haushalt einge-
plant werden darf, nämlich das erhebliche Landesinteresse, 
welches ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen 
Umfang befriedigt werden kann.  
Das bedeutet, dass § 23 LHO zunächst vor allem regelt, wann 
Haushaltsmittel überhaupt veranschlagt werden dürfen. Er sagt 
aber eben noch nichts darüber, wie im Einzelfall zu verfahren ist. 

Beispiel: 
Ein Ministerium möchte ein neues Förderprogramm für 
die Digitalisierung von Museen auflegen. Bevor über-
haupt Mittel in den Staatshaushaltsplan eingestellt wer-
den dürfen, ist darzulegen, worin das erhebliche Landes-
interesse besteht und warum dieses ohne Zuwendungen 
nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt wer-
den kann. Erst danach stellt sich die Frage, wie die ein-
zelnen Anträge zu bearbeiten sind. 

 
Wenn es dagegen um die konkrete Umsetzung von Zuwendun-
gen geht, greift §44 LHO. 
 
Diese Aufteilung ist dogmatisch auch korrekt, da §23 LHO in 
dem Teil der LHO steht, wo es um die Aufstellung des Haushal-
tes geht. §44 LHO wiederum ist in dem Teil der LHO zu finden, 
wo es um die Bewirtschaftung, als die Verausgabung, von Mit-
teln geht. 

2.4 Das Verfahren nach § 44 LHO 
Für voran schon kurz festgestellt, ist §44 LHO für die Umset-
zung, also für Antragstellung, Prüfung, Bewilligung, Auszahlung 
und Verwendungsnachweis maßgeblich.  
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Dieser regelt:  
§ 44 LHO – Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder 
Vermögensgegenständen  

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des 
§ 23 gewährt werden. Dabei ist zu bestimmen, wie die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendungen nach-
zuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständi-
gen Dienststelle oder ihrer Beauftragten festzulegen. Verwal-
tungsvorschriften, welche die Regelung des Verwendungs-
nachweises und die Prüfung durch den Rechnungshof (§ 91) 
betreffen, werden im Einvernehmen mit dem Rechnungshof 
erlassen.  

(2) Sollen Mittel oder Vermögensgegenstände des Landes 
von Stellen außerhalb der Landesverwaltung verwaltet wer-
den, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden.  

(3) Juristischen Personen des Privatrechts kann durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag oder auf Antrag durch Verwaltungs-
akt die Befugnis verliehen werden, unter staatlicher Fachauf-
sicht Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Zuwendun-
gen in eigenem Namen und in den Handlungsformen des öf-
fentlichen Rechts wahrzunehmen. […] 

HINWEIS: Die Absatzfolge des § 44 LHO sollte man sich einprä-
gen. Absatz 2 betrifft die Verwaltung von Mitteln und Vermögens-
gegenständen, Absatz 3 die Beleihung juristischer Personen des 
Privatrechts. Zitiert wird an diesen Stellen erfahrungsgemäß häufig 
falsch, z. B. bei der Delegation der Verwendungsnachweisprüfung 
auf einen Beliehenen. 

In einer Gesamtbetrachtung der §§ 23 und 44 LHO lässt sich 
damit festhalten, dass die Landeshaushaltsordnung die maß-
gebliche zentrale Rechtsvorschrift des Zuwendungsrechts sind 
und folglich bei der Bearbeitung und Entscheidung zuwendungs-
rechtlicher Sachverhalte beachtet werden müssen. 
 
Diese stellen also unsere erste normative Grundlage dar, die wir 
im zuwendungsrechtlichen Alltag benötigen. 

2.5 Die Verwaltungsvorschriften 
Wie am Gesetzestext erkennbar ist, sind beide Vorschriften zwar 
schon hilfreich aber im Text recht knappgehalten und für die 
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vielen alltäglichen Fragen nicht wirklich hilfreich. Um die gesetz-
lichen Festlegungen zu konkretisieren, hat das Finanzministe-
rium daher nach § 5 LHO das Recht, die allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zur Durchführung der Landeshaushaltsord-
nung zu erlassen.  
Die §§ 23 und 44 LHO sind mithin immer zusammen mit den zu 
ihnen ergangenen Verwaltungsvorschriften zu lesen. Für die 
Praxis sind drei Angaben zu diesen Verwaltungsvorschriften 
wichtig: 
 
Merkmal Angabe 
Normgeber Ministerium für Finanzen 
Fassung und Verkün-
dung 

Verwaltungsvorschrift vom 12. Dezember 2025, 
GABl. 2025 S. 905 

Geltungsdauer 1. Januar 2026 bis 31. Dezember 2032 

HINWEIS: Die Befristung ist keine Formalie. Die Verwaltungsvor-
schriften treten mit Ablauf des 31. Dezember 2032 außer Kraft, so-
fern sie nicht verlängert oder neu erlassen werden. Bei Bewilligun-
gen mit langen Zweckbindungsfristen ist deshalb stets zu doku-
mentieren, welche Fassung dem Bescheid zugrunde lag. In der 
Praxis geschieht dies i. d. R. durch eine entsprechende Angabe im 
Zuwendungsbescheid und im Prüfvermerk. 

3. Die Binnenwirkung der Vorschriften 
Bei allen bisher vorgestellten Normen ist eine Besonderheit zu 
beachten, welche in der Praxis regelmäßig zu Missverständnis-
sen führt. 

3.1 Gesetze ohne unmittelbare Außenwirkung 
Die Landeshaushaltsordnung ist zwar ein Gesetz, das auf dem 
verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Weg zustande gekom-
men und verkündet worden ist. Gleichwohl entfaltet sie keine 
unmittelbare Außenwirkung. Man spricht in diesen Fällen von 
formellen Gesetzen oder Parlamentsgesetzen. 
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Für die zuwendungsrechtliche Praxis bedeutet dies, dass die 
Landeshaushaltsordnung nur die Bewilligungsstelle bindet, 
nicht aber die Zuwendungsempfangenden berechtigt oder ver-
pflichtet. Eine Außenwirkung gegenüber Bürgerinnen und Bür-
gern oder gegenüber juristischen Personen außerhalb der Ver-
waltung entsteht also nicht, und zwar auch nicht automatisch 
durch den Zuwendungsbescheid. 

3.2 Verwaltungsvorschriften 
Gleiches gilt für die Verwaltungsvorschriften, welche das Finanz-
ministerium zur Landeshaushaltsordnung erlassen hat. Auch sie 
binden nur die Verwaltung und stellen keine eigene Anspruchs-
grundlage für Personen außerhalb der Landesverwaltung dar. 
Der Name sagt es bereits:  
 

Verwaltungsvorschriften sind  
Vorschriften für die Verwaltung. 

 
Bemerkenswert ist, dass die „Grundsätze für Verwaltungsvor-
schriften für den jeweiligen Zuwendungsbereich“3 diesen Ge-
danken ausdrücklich aufgreifen. Nach ihrer Nr. 1.3 wenden sich 
diese Vorschriften an die Verwaltung, und das Verhältnis der 
Verwaltung zu den Zuwendungsempfangenden ist über Antrag, 
Bewilligungsbescheid und Nebenbestimmungen abschließend 
zu regeln. Die Binnenwirkung ist damit nicht bloß Dogmatik, son-
dern normativ sogar ausgesprochen. 

3.3 Die Einschränkung über Art. 3 GG 
Auch wenn die LHO und ihre Verwaltungsvorschriften keine Au-
ßenwirkung entfalten, wirken diese Vorschriften jedoch im zu-
wendungsrechtlichen Alltag in einer Hinsicht zumindest mittelbar 
durch. 
 
Die Verwaltungsvorschriften wie das Handeln der Bewilligungs-
stellen insgesamt müssen nämlich dem Gleichheitssatz des Art. 
3 GG entsprechen.  3  siehe GruVwV-Zu, Anlage 5 zu Nr. 15.5 zu § 44 LHO 
(https://www.landesrecht-bw.de/perma?j=VVBW-FM-20251212-SFAnlage_5) 
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Das Zuwendungsrecht ist in weiten Teilen vom Ermessen ge-
prägt, die Sachbearbeitung darf also in erheblichem Umfang 
nach eigener Wertung entscheiden. Um Ungleichbehandlungen 
zu vermeiden, unterliegt diese Ermessensausübung dem 
Gleichheitssatz.  
 
Aus einer ständigen Verwaltungspraxis kann daher eine Selbst-
bindung der Verwaltung entstehen, auf welche sich Antragstel-
lende berufen können. 

Beispiel: 
Eine Bewilligungsstelle erkennt in einem Förderbereich 
seit Jahren Reisekosten bis zu einer bestimmten Höhe 
als zuwendungsfähig an. Sofern sie diese Praxis in ei-
nem Einzelfall ohne sachlichen Grund ändert, können 
sich die Antragstellenden auf Art. 3 GG berufen. Die Ver-
waltungsvorschrift selbst gibt ihnen dagegen keinen An-
spruch. 

3.4 Was für die Zuwendungsempfangenden gilt 
Nachdem wir also festgestellt haben, das alle bisher genannten 
Vorschriften nur für die bewilligende Stelle gilt, stellt sich die 
Frage, was denn dann für diejenigen gilt, die eine Zuwendung 
erhalten? 
 
Die Antwort ist ziemlich einfach. Was für die Zuwendungsemp-
fangenden gilt, regelt allein der jeweilige Zuwendungsbe-
scheid.  
 
Sofern einzelne Regelungen der allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften (oder eine Förderverwaltungsvorschrift) auch für sie 
verpflichtend sein sollen, müssen diese Regelungen ausdrück-
lich zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides gemacht wer-
den. 
 
Genau das ist die Funktion der Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen (ANBest). Sie überführen die verwaltungsinternen Vorgaben 
in den Bescheid und machen sie damit für die Zuwendungsemp-
fangenden verbindlich. Daher sind in den Allgemeinen Neben-
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§ 2 Zuwendungsvoraussetzun-
gen 

1. Allgemeines 
Bevor eine Zuwendung bewilligt werden kann, müssen über-
haupt entsprechende Mittel zur Verfügung stehen. Das Zuwen-
dungsrecht kennt daher zwei voneinander getrennte Ebenen, 
welche in der Praxis häufig vermengt werden. Dies sind  

1. Veranschlagungsebene 
2. Bewilligungsebene  

Auf der Veranschlagungsebene entscheidet sich, ob und in 
welchem Umfang Mittel für Zuwendungen in den Staatshaus-
haltsplan eingestellt werden dürfen. Wie wir uns in Kapitel 1 
schon angeschaut haben, regelt diese Ebene § 23 LHO mit den 
zu ihm ergangenen Verwaltungsvorschriften. 
 
Auf der Bewilligungsebene entscheidet sich, nach welchem 
Verfahren, ob überhaupt und wieviel im Einzelfall als Zuwen-
dung gewährt wird. Diese Ebene regelt § 44 LHO und die dazu 
ergangenen Verwaltungsvorschriften. 
 
Die Trennung ist mehr als eine Systematisierungshilfe. Sie be-
stimmt nämlich, wer wofür zuständig ist. Die Veranschlagung ob-
liegt der für den Einzelplan zuständigen Stelle im Rahmen der 
Aufstellung des Staatshaushaltsplans, die Bewilligung der Bewil-
ligungsstelle im Einzelfall. Schauen wir nachfolgend zunächst 
auf die Ebene der Veranschlagung. 

HINWEIS: Zahlreiche Fragen, welche in der Praxis auf der Bewilli-
gungsebene gestellt werden, sind bereits auf der Veranschla-
gungsebene entschieden worden. Sofern etwa im Staatshaushalts-
plan ein nicht rückzahlbarer Zuschuss veranschlagt ist, hat die Be-
willigungsstelle die Rangfolgeentscheidung zwischen den Zuwen-
dungsformen nicht erneut zu treffen. 
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2. Die Veranschlagung 

2.1 Der Haushaltskreislauf 
Der Staatshaushaltsplan wird nach Art. 79 Abs. 2 der Landes-
verfassung durch das Haushaltsgesetz festgestellt. Ihm geht ein 
mehrstufiges Aufstellungsverfahren voraus, in dem die Ressorts 
ihre Bedarfe anmelden, das Finanzministerium diese zusam-
menführt und der Entwurf schließlich als Gesetzentwurf in den 
Landtag eingebracht wird.  
Für das Zuwendungsrecht sind aus diesem Kreislauf vor allem 
drei Vorschriften der Landeshaushaltsordnung von Bedeutung: 
 
Vor-
schrift Bedeutung 
§ 17 
LHO 

Einzelveranschlagung; Ausgaben sind getrennt nach Zweckbe-
stimmungen zu veranschlagen 

§ 27 
LHO 

Voranschläge; die zuständigen Stellen melden ihre Bedarfe an 
und haben sie zu erläutern 

§ 23 
LHO 

Besondere Voraussetzungen für die Veranschlagung von Zuwen-
dungen 

 
Die VV Nr. 3.2 zu § 23 LHO verweist für die Darstellungspflichten 
ausdrücklich auf § 27 LHO, die VV Nr. 3.5 auf § 17 LHO. Die 
zuwendungsrechtlichen Veranschlagungsvorschriften sind da-
mit in das allgemeine Haushaltsaufstellungsverfahren eingebet-
tet. Ein gesondertes Verfahren für Zuwendungen gibt es also 
nicht. 

2.2 Die Voraussetzungen der Veranschlagung 

2.2.1 Allgemein 
Nach § 23 LHO dürfen Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen für Zuwendungen nur veranschlagt werden, sofern das 
Land an der Erfüllung durch Stellen außerhalb der Landesver-
waltung ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwen-
dungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt wer-
den kann. 
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Das Gesetz fordert damit zwei kumulative Anforderungen. Zum 
einen muss ein erhebliches Landesinteresse bestehen, zum an-
deren darf dieses Interesse ohne die Zuwendung nicht oder nicht 
ausreichend befriedigt werden können. Die zweite Anforderung 
ist der gesetzliche Ausdruck des Subsidiaritätsgrundsatzes. 
Das beiden Anforderungen erfüllt sind, muss in der Regel in den 
haushaltsbegleitenden Unterlagen dargestellt werden. 

2.2.2 Der Vorrang von Gewährleistungen 
Nicht übersehen darf man allerdings, dass die VV Nr. 3.1 Satz 1 
zu § 23 LHO der Zuwendung ein anderes Instrument voranstellt.  
 
So sollen nämlich Zuwendungen nur veranschlagt werden, so-
fern der Zweck nicht durch die Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien oder sonstigen Gewährleistungen erreicht werden 
kann. Die Vorschrift verweist hierfür auf § 39 LHO und die zu ihm 
ergangenen Verwaltungsvorschriften.  
Der Gedanke dahinter ist haushaltswirtschaftlich naheliegend. 
Eine Gewährleistung, Bürgschaft oder Garantie belastet den 
Haushalt zunächst nicht, sondern erst dann, wenn der Siche-
rungsfall eintritt. Sofern der Zweck also bereits durch eine Absi-
cherung erreichbar ist, ist dies der schonendere Weg. 

Beispiel: 
Ein Träger benötigt für den Erwerb einer Immobilie 
Fremdkapital, erhält von seiner Bank aber nur zu un-
günstigen Konditionen ein Darlehen. Bevor eine Zuwen-
dung veranschlagt wird, ist zu prüfen, ob eine Landes-
bürgschaft ausreicht, um die Finanzierung zu ermögli-
chen. 

 
Insoweit ist darzustellen, warum eben Zuwendungen gewährt 
werden müssen und die v.g. Sicherungsmaßnahmen nicht aus-
reichend sind. 

2.2.3 Die Rangfolge der Zuwendungsformen 
Aber selbst wenn wir dazu kommen, dass Zuwendungen veran-
schlagt werden dürfen, ist eine weitere Rangfolge einzuhalten.   
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So sollen nach der VV Nr. 3.1 Satz 2 zu § 23 LHO nicht rück-
zahlbare Zuwendungen nur veranschlagt werden, soweit der 
Zweck nicht durch unbedingt oder bedingt rückzahlbare Zuwen-
dungen erreicht werden kann.  
Was das bedeutet und wo der Unterschied zwischen einer   

• nicht rückzahlbaren,  

• einer bedingt rückzahlbaren und einer  

• unbedingt rückzahlbaren Zuwendung   
liegt, werden wir uns in § 4 Nr. 1 anschauen, wenn es um die 
Zuwendungsformen und ihre Rangfolge geht. 
 
Zunächst bleibt festzuhalten, dass nicht rückzahlbare Zuwen-
dungen nur dann in Frage kommen, wenn die bedingt- oder un-
bedingt rückzahlbaren Zuwendungen nicht in Frage kommen. Es 
gibt somit eine klare Rangfolge, die zu beachten ist. 

2.2.4 Die Darstellungspflichten bei erstmaliger Veranschlagung 
Sollen Mittel für Zuwendungen zum ersten Mal im Haushalt an 
der entsprechenden Stelle veranschlagt werden, verlangt die VV 
Nr. 3.2 zu § 23 LHO von der für den Einzelplan zuständigen 
Stelle, dass die drei nachfolgenden Punkte dargestellt werden.  
Darzustellen ist 

• das erhebliche Landesinteresse an der Erfüllung der 
mit der Zuwendung beabsichtigten Zwecke und Ziele 

• warum zur Erreichung dieser Zwecke und Ziele Zu-
wendungen erforderlich sind, z. B. Interessen- und Fi-
nanzlage der Zuwendungsempfangenden oder die An-
reizfunktion der Zuwendungen für deren Entscheidungen 

• nach welchen Kriterien Erfolgskontrollen durchge-
führt werden 

 
Der zweite Punkt ist bemerkenswert, weil er die Förderfunktio-
nen normativ verankert. Die Vorschrift nennt Interessen- und Fi-
nanzlage sowie die Anreizfunktion ausdrücklich und liefert damit 
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die Grundlage für die spätere Auswahl der Finanzierungsart 
nach der VV Nr. 2.1 zu § 44 LHO. 
 
Der dritte Punkt wiederum ist für das Verständnis des gesamten 
Themas „Erfolgskontrolle“ von Bedeutung. Denn bereits bei der 
Veranschlagung ist festzulegen, anhand welcher Kriterien der 
Erfolg später beurteilt werden soll. Die Erfolgskontrolle beginnt 
damit nicht bei der Verwendungsnachweisprüfung, sondern 
lange davor! 

2.2.5 Die wiederholte Veranschlagung 
Bei wiederholter Veranschlagung tritt nach der VV Nr. 3.3 zu § 
23 LHO an die Stelle dieser Darstellung eine andere.  
 
Darzustellen sind dann  

• die Fortdauer der bisherigen Veranschlagungsgründe 
sowie 

• der Wirkungserfolg (Effektivität) der Zuwendung. 
 
Dabei sind dann aber auch die Erkenntnisse aus den bisherigen 
Prüfungen der Verwendungsnachweise einschließlich der Er-
folgskontrollen nach Nr. 11 zu § 44 LHO zu berücksichtigen.   
Damit schließt sich ein Kreis. Was bei erstmaliger Veranschla-
gung als Kriterium festgelegt wurde, wird über den Verwen-
dungsnachweis ausgewertet und fließt bei der nächsten Veran-
schlagung als Wirkungserfolg zurück in die Entscheidung. Auch 
dies macht deutlich wie wichtig es ist auch bei bereits bestehen-
den Maßnahmen die Erfolgskontrolle ernsthaft und umfassend 
umzusetzen. Nur so kann dem v.g. Gedanken Rechnung getra-
gen werden, den Wirkungserfolg mit zu berücksichtigen. 
 
Der Kreislauf der Erfolgskontrolle im Zusammenhang mit der 
Veranschlagung von Zuwendungsmitteln im Staatshaushalts-
plan lässt sich daher wie folgt darstellen: 
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Abb. 7 - Kreislauf der Erfolgskontrolle 
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Anhang 

Wichtige Rechtsgrundlagen im Überblick 
Ebene Vorschrift 
Verfassung Verfassung des Landes Baden-Württemberg, Ab-

schnitt VII, Art. 79 bis 84 
Bundesrecht mit An-
gleichungswirkung 

Haushaltsgrundsätzegesetz, insbesondere § 1 Satz 
2 und § 14 

Landesgesetz Landeshaushaltsordnung, insbesondere §§ 6, 7, 
7a, 23, 39, 44, 45, 53, 55, 56, 63, 91, 105 

Verwaltungsverfahren Landesverwaltungsverfahrensgesetz, insbesondere 
§§ 28, 35, 36, 39, 43, 45, 48, 49, 49a, 54 

Verwaltungsvorschrif-
ten 

VV zu §§ 7, 7a, 23, 27, 34, 44 LHO in der Fassung 
vom 12. Dezember 2025 

Nebenbestimmungen ANBest-P, ANBest-I, ANBest-K, NBest-Bau 
Programmebene Grundsätze für Verwaltungsvorschriften für den je-

weiligen Zuwendungsbereich 
Strafrecht § 264 StGB, Landessubventionsgesetz in Verbin-

dung mit dem Subventionsgesetz 
Europäisches Recht Art. 107 AEUV nebst Sekundärrecht; Haushaltsord-

nung der Union und Dachverordnung 

Wartungsnotiz 
Die folgenden Regelungen sind ausdrücklich befristet und vor 
jeder Anwendung auf ihren aktuellen Stand zu prüfen: 
Regelung Befristet bis 
Verwaltungsvorschriften zur Landes-
haushaltsordnung 

31. Dezember 2032 

Verwendungsbestätigung K und zugehö-
riges Prüfverfahren 

31. Dezember 2029, Evaluierung 
ab 1. Januar 2028 

VwV Ausgleichstock 30. Dezember 2031 
 
Darüber hinaus verlangt die Nr. 3.8 der Grundsätze für Verwal-
tungsvorschriften für den jeweiligen Zuwendungsbereich, die 
Geltungsdauer jeder bereichsspezifischen Vorschrift zu begren-
zen und ihre Notwendigkeit vor jedem neuen Bewilligungszeit-
raum zu überprüfen. 
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Stichwortverzeichnis 

A 
Abgrenzung 

öffentlicher Auftrag  43, 
108 

Ablehnung des Antrags  80, 
84, 93, 150, 167, 168 

Abschreibungen  26, 135, 
138, 224, 258 
AfA-Tabellen  137, 258 

alsbaldige Verwendung  
213, 234, 250 

Amtssprache  153 
Anfinanzierungsverbot  69, 

75, 131 
Anhörung  102, 237, 238 
Antragsprüfung  66, 67, 84, 

118, 121, 123, 141, 144, 
159, 166 

Antragsverfahren  15, 124, 
149, 151, 153, 159, 165, 
265 
Formerfordernis  152 

Aufbewahrungsfristen  262, 
263 

Auflage  169, 222 
auflösende Bedingung  74, 

109, 202, 244, 245 
Aufstockung   

Siehe Nachfinanzierung 
Ausgabe (Begriff)  131 
Ausgaben 

kalkulatorische Zinsen  
135 

nicht zuwendungsfähige  
73, 128, 129, 133, 134, 
135, 138, 144, 155, 161 

Zuführungen an 
Rücklagen  123, 135, 
158, 159 

zuwendungsfähige  116, 
119, 120, 121, 122, 

125, 126, 129, 133, 
135, 146, 190, 192, 
210, 212, 213, 235, 250 

Ausgabereste  68, 226 
Ausgleichstock  197, 199, 

200, 202, 204, 205, 206, 
312 
Investitionshilfen  200, 

201, 202, 204 
Verteilungsausschuss  

201  
B 

Bagatellgrenzen  117, 125, 
183, 193, 198, 248, 251 

baufachtechnische 
Dienststelle  161, 183, 
187, 188 

Baurechnung  266, 267 
Beihilferecht  24 

De-minimis  24 
Gruppenfreistellungsvero

rdnung  24 
Belege  260 

Vorhaltung statt Vorlage  
259, 263 

Beleihung  189, 305, 306 
Fachaufsicht  9, 301, 305, 

307, 308 
Bepackungsverbot  6, 7 
Besserstellungsverbot  13, 

138, 140, 146, 221 
Kann-Regelungen  139 
Kappung  139, 140 
Richtsätze  140 

Bestandskraft  210, 211 
Bewilligungszeitraum  173, 

255 
Verlängerung  209, 225, 

226 
Billigkeitsleistungen  35, 55 
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Über den Autor 
Sven Gumpert befasst sich seit über 25 Jahren mit dem Zu-

wendungsrecht. Beginnend 2001 mit der Tätigkeit in der Arbeits-
marktpolitischen Abteilung im Arbeitsministerium NRW, wo er 
u.a. mit der Planung, Umsetzung und Evaluierung von Förder-
maßnahmen betraut war, übernahm er dann 2012 die Leitung 
des Bereichs zur Abwicklung von Landes- und EU-Finanzierten 
Fördermaßnahmen sowie die Leitung der delegierten Verwal-
tungsbehörde im Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) im Geschäftsbereich des Umwelt- und Landwirtschafts-
ministeriums NRW (Zwischengeschaltete Stelle im EFRE). Zu-
letzt leitete er den Haushaltsbereich einer großen Landesober-
behörde in NRW. Aus dieser Arbeit stammt die Überzeugung, 
die auch diesem Buch zugrunde liegt: Zuwendungsrecht wird 
nicht dadurch beherrschbar, dass man möglichst viele Vorschrif-
ten auswendig kennt, sondern dadurch, dass man ihre Systema-
tik versteht und weiß, wo die Antwort steht. 
 
Als Dozent gibt er dieses Wissen in Seminaren an Beschäftigte 
in Bewilligungsstellen und bei Zuwendungsempfangenden wei-
ter. Die doppelte Perspektive prägt seine Arbeit: Wer beide Sei-
ten des Zuwendungsverhältnisses kennt, erkennt schneller, wo-
ran Verfahren in der Praxis tatsächlich scheitern. 
 
Unter www.zuwendungsrecht.biz bündelt er Seminarange-
bote, Fachliteratur und Praxiswissen zum Zuwendungsrecht. 
 
Weitere Veröffentlichungen 
Zuwendungsrecht des Bundes - Praxislehrbuch, 3. Auflage 
2026, Zuwendungsrecht des Landes NRW - Praxislehrbuch, 3. 
Auflage 2026, Einführung in das Allgemeine Verwaltungsrecht 
im Kontext des Zuwendungsrechts, 1. Auflage 2026 
 
Kontakt und Rückmeldungen 
Hinweise, Korrekturen und Anregungen aus der Praxis sind aus-
drücklich erwünscht und fließen in die Fortschreibung dieses 
Werkes ein. Sie erreichen den Autor über  
 

info@zuwendungsrecht.biz . 


